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(6) Die Polizei kann gespeicherte personenbezogene Daten 
zur polizeilichen Aus- oder Fortbildung nutzen oder zu sta­
tistischen Zwecken auswerten, sofern schutzwürdige Belange 
des Betroffenen nicht verletzt werden. Die Absätze 2 und 3 
finden insoweit keine Anwendung.

§42
Vorgangsverwaltung und Dokumentation

Die Polizei kann zur Vorgangsverwaltung oder zur befriste­
ten Dokumentation polizeilichen Handelns personenbezogene 
Daten speichern und ausschließlich zu diesem Zwecke nutzen. 
§ 41 findet insoweit keine Anwendung.

§43
Datenübermittlung

(1) Zwischen Dienststellen der Polizei können in Überein­
stimmung mit datenschutzrechtlichen Regelungen personen­
bezogene Daten übermittelt werden, soweit dies zur Erfül­
lung polizeilicher Aufgaben erforderlich ist. § 41 Abs. 2 gilt 
entsprechend.

(2) Sind andere Behörden oder öffentliche Stellen für die 
Gefahrenabwehr zuständig, kann die Polizei diesen Behör­
den oder öffentlichen Stellen die bei ihr vorhandenen perso­
nenbezogenen Daten übermitteln, soweit die Kenntnis dieser 
Daten zur Erfüllung der Aufgaben des Empfängers erforder­
lich erscheint.

(3) Im übrigen kann die Polizei personenbezogene Daten 
an Behörden und öffentliche Stellen übermitteln, soweit dies 
zur

1. Erfüllung polizeilicher Aufgaben,
2. Abwehr einer Gefahr durch den Empfänger oder
3. Verhütung oder Beseitigung erheblicher Nachteile für das 

Gemeinwohl, oder für die schutzwürdigen Belange ein­
zelner

erforderlich ist. Unter den Voraussetzungen des Satzes 1 Ziff. 1 
oder 3 kann die Polizei personenbezogene Daten an nicht­
öffentliche Stellen oder Personen übermitteln.

(4) Die, Polizei kann personenbezogene Daten an auslän­
dische öffentliche Stellen sowie an über- oder zwischenstaat­
liche Stellen übermitteln, soweit dies zur

1. Erfüllung einer Aufgabe der übermittelnden Dienststelle 
der Polizei oder

2. Abwehr einer erheblichen Gefahr durch den Empfänger 
erforderlich ist. Die Übermittlung unterbleibt, soweit Grund 
zu der Annahme besteht, daß dadurch gegen den Zweck eines 
deutschen Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige Be­
lange des Betroffenen beeinträchtigt würden. Der Empfänger 
ist darauf hinzuweisen, daß die übermittelten Daten nur zu 
dem Zweck genutzt werden dürfen, zu dessen Erfüllung sie 
ihm übermittelt wurden.

(5) Die Polizei kann personenbezogene Daten nach den Ab­
sätzen 2 bis 4 nur zu dem Zweck übermitteln, zu dem sie die 
Daten erhoben oder gespeichert hat. Abweichend von Satz 1 
kann die Polizei personenbezogene Daten, die sie zur vorbeu­
genden Bekämpfung von Straftaten nach § 35 Abs. 1 Ziff. 2 
erhoben oder nach § 41 Abs. 3 gespeichert hat, nach Maß­
gabe der Absätze 2 bis 4 übermitteln, soweit dies für die Er­
füllung dort genannter Aufgaben durch den Empfänger un­
erläßlich ist und dieser die Daten auf andere Weise nicht oder 
nicht rechtzeitig oder nur mit unverhältnismäßig hohem Auf­
wand erlangen kann.

(6) Unterliegen die von der Polizei zu übermittelnden Da­
ten einem Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnis, ist für 
die Zulässigkeit der Übermittlung durch die Polizei ferner 
erforderlich, daß der Empfänger die Daten zur Erfüllung des 
gleichen Zwecks benötigt, zu dem sie die Polizei erhoben hat 
oder hätte erheben können.

(7) Andere Behörden und sonstige öffentliche Stellen kön­
nen personenbezogene Daten an die Polizei übermitteln, so­

weit dies zur Erfüllung polizeilicher Aufgaben erforderlich 
erscheint. Auf Verlangen sind die Daten zu übermitteln. Die 
Polizei darf entsprechende Übermittlungsersuchen nur stel­
len, wenn die Voraussetzungen für die Datenerhebung vor­
liegen.

(8) Die übermittelnde Dienststelle der Polizei prüft die Zu­
lässigkeit der Übermittlung. Erfolgt die Übermittlung auf­
grund eines Ersuchens des Empfängers, hat die übermittelnde 
Stelle lediglich zu prüfen, ob das Übermittlungsefsuchen im 
Rahmen der Aufgaben des Empfängers liegt. Die Zulässig­
keit der Übermittlung im übrigen prüft sie nur, wenn hierfür 
im Einzelfall besonderer Anlaß besteht. Der Empfänger hat 
der übermittelnden Stelle die zur Prüfung erforderlichen An­
gaben zu machen.

(9) Der Empfänger darf die übermittelten personenbezoge­
nen Daten, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, nur 
zu dem Zweck nutzen, zu dem sie ihm übermittelt worden 
sind. Schutzwürdige Belange des Betroffenen dürfen nicht 
verletzt werden.

(10) Anderweitige besondere Rechtsvorschriften über die 
Datenübermittlung bleiben unberührt.

§44

Automatisiertes Abrufverfahren
Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das die 

Übermittlung personenbezogener Daten durch Abruf ermög­
licht, ist zulässig, soweit diese Form der Datenübermittlung 
unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Belange der Be­
troffenen und der Erfüllung polizeilicher Aufgaben angemes­
sen ist und den rechtlichen Bestimmungen des Datenschutzes 
entspricht. Der Abruf durch andere als Dienststellen der 
Polizei ist ausgeschlossen.

§45
Datenabgleich

(1) Die Polizei kann personenbezogene Daten der in § 33 
Abs. 1 Ziff. 1 und Abs. 2 Ziff. 1 genannten Personen mit dem 
Inhalt polizeilicher Dateien abgleichen. Personenbezogene 
Daten sonstiger Personen kann die Polizei abgleichen, wenn 
dies aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte zur Erfüllung poli­
zeilicher Aufgaben geboten erscheint. Die Polizei kann ferner 
im Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung erlangte personenbezo­
gene Daten mit dem Fahndungsbestand abgleichen.

(2) Wird der Betroffene zur Durchführung einer nach einer 
anderen Rechtsvorschrift zulässigen Maßnahme angehalten 
und kann der Datenabgleich mit dem Fahndungsbestand nicht 
bis zum Abschluß dieser Maßnahme vorgenommen werden, 
darf der Betroffene weiterhin für den Zeitraum angehalten 
werden, der regelmäßig für die Durchführung eines Daten­
abgleichs notwendig ist.

§46
Besondere Formen des Datenabgleiches

(1) Die Polizei kann von öffentlichen oder nichtöffentlichen 
Stellen zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Be­
stand oder die Sicherheit des Staates oder für Leib, Leben 
oder Freiheit einer Person die Übermittlung von personen­
bezogenen Daten bestimmter Personengruppen aus Dateien 
zum Zwecke des Abgleichs mit anderen Datenbeständen ver­
langen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme recht- 
fertigen, daß dies zur Abwehr der Gefahr erforderlich ist. 
Vorschriften über ein Berufs- oder besonderes Amtsgeheim­
nis bleiben unberührt.

(2) Das Übermittlungsersuchen ist auf Namen, Anschrift, 
Tag und Ort der Geburt sowie auf im einzelnen Falle fest­
zulegende Merkmale zu beschränken. Werden wegen tech­
nischer Schwierigkeiten, die mit angemessenem Zeit- oder 
Kostenaufwand nicht beseitigt werden können, weitere Da­
ten übermittelt, dürfen diese nicht verwertet werden.


